
Präambel

Der Kreis Coesfeld und der Kreis Unna sind Aufgabenträger 
gemäß § 3 Abs. 1 ÖPNVG NRW und zuständige Behörde 
im Sinne der VO 1370/2007 für sein Kreisgebiet. In die-
ser Funktion beabsichtigt der Kreis Coesfeld eine Direkt- 
vergabe öffentlicher Personenverkehrsdienste an seinen in-
ternen Betreiber, die Regionalverkehr Münsterland GmbH 
und der Kreis Unna an seinen internen Betreiber, die Ver-
kehrsgesellschaft Kreis Unna GmbH gemäß Art. 5 Abs. 2 
VO 1370/2007 oder gemäß § 108 GWB. Diese Vergaben 
sollen Linienabschnitte umfassen, die auf dem Gebiet des 
jeweils anderen Aufgabenträgers liegen. Hierzu vereinbaren 
die Vertragsparteien eine Übertragung der Vergabezustän-
digkeit im Sinne von § 23 Abs. 1 Alt. 1 GkG.

 
§ 1 

Aufgabenübertragung

(1)   Der Kreis Unna überträgt seine Vergabezuständigkeit 
im Sinne von Art. 3 Abs. 1 VO 1370/2007 und § 3 Abs. 
2 ÖPNVG NRW für die in Anlage 1 aufgeführten Li-
nienabschnitte auf den Kreis Coesfeld (§ 23 Abs. 1 Alt. 
1 und Abs. 2 Satz 1 GkG). Die Übertragung umfasst 
die Auftragsvergabe einschließlich der Sicherstellung 
der Betriebsleistungen sowie die Gewährung eines aus-
schließlichen Rechts gemäß § 8a Abs. 8 PBefG.

126   Genehmigung einer öffentlich-rechtlichen Verein-
barung zwischen dem Kreis Coesfeld und dem 
Kreis Unna

Die nachfolgende öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwi-
schen den Kreisen Coesfeld und Unna zur Delegation von 
Verkehrsleistungen habe ich mit Verfügung vom heutigen 
Tage gemäß § 24 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes über die 
kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG NRW) genehmigt.

Die Vereinbarung und meine Genehmigung werden hiermit 
gemäß § 24 Abs. 3 GkG NRW bekannt gemacht. Die Verein-
barung wird am Tag nach der Veröffentlichung im Amtsblatt 
für den Regierungsbezirk Münster wirksam.

Münster, den 17. Juni 2019 Bezirksregierung Münster 
 Az.: 31.1.25-112/2019.0001 
 Im Auftrag 
 gez. Wellmann
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42 Bekanntmachung gemäß § 10 
des Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)

Bezirksregierung Münster 48147 Münster, 23.02.2018
52-500-0211802/0024.V Domplatz 1-3
 poststelle@brms.nrw.de

Firma RETERRA West GmbH & Co. KG, Brink 37 c,  
48653 Coesfeld
Die Firma RETERRA West GmbH & Co. KG, Brink 37 
c, 48653 Coesfeld, hat die Änderungsgenehmigung zur we-
sentlichen Änderung, des gemäß BImSchG genehmigten 
Kompostwerkes in Coesfeld (Gemarkung Kirchspiel, Flur 
27, Flurstück 220) beantragt.

Gegenstand des Antrages ist die Erweiterung des Kom-
postwerkes mit Teilstromvergärung in Coesfeld um eine 
Gärprodukttrocknung. Die Anlage soll nach Änderungs-
genehmigung errichtet und betrieben werden.

Der für Mittwoch, den 21.03.2018 um 10.00 Uhr, im Be-
sprechungsraum der RETERRA, Brink 37 c, 48653 Coes-
feld, vorgesehene Erörterungstermin findet nicht statt, da 
gegen das beantragte Vorhaben keine Einwendungen inner-
halb der Einwendungsfrist erhoben wurden.

Im Auftrag
gez. Dagmar Egemann

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2018 S. 69

43 Bekanntmachung der Teilrücknahme der 
Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 des immissions-
schutzrechtlichen Genehmigungsbescheides 
vom 19.01.2017 zur Errichtung und Betrieb des 
Steinkohlekraftwerks Datteln 4 

Bezirksregierung Münster Münster, den 23.02.2018 
500-0915123/0021.V Domplatz 1-3, 48143 Münster 
 dez53@brms.nrw.de

Die Bezirksregierung Münster hat mit Bescheid vom 
23.02.2018 die Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 zur Fest- 
legung eines Emissionsgrenzwertes als Jahresmittelwert 
von 0,002 mg/m3 für den Parameter Quecksilber und 
seine Verbindungen, angegeben als Quecksilber (Hg), 
des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbeschei-
des vom 19.01.2017 zur Errichtung und zum Betrieb des 
Steinkohlekraftwerks Datteln 4 zurückgenommen.

Der Teilrücknahmebescheid enthält folgenden verfügenden 
Teil:

„1. Hiermit wird die Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 
des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbe-
scheides vom 19.01.2017 zur Errichtung und zum 
Betrieb eines Steinkohlekraftwerks in Datteln (Az.: 
500-53.0011/15/0915123/0021.V) mit Wirkung für die 
Vergangenheit zurückgenommen.

B: Verordnungen, Verfügungen und Bekanntmachungen der Bezirksregierung
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(2)  Der Kreis Coesfeld überträgt seine Vergabezuständig-
keit im Sinne von Art. 3 Abs. 1 VO 1370/2007 und § 3 
Abs. 2 ÖPNVG NRW für die in Anlage 2 aufgeführten 
Linienabschnitte auf den Kreis Unna (§ 23 Abs. 1 Alt. 
1 und Abs. 2 Satz 1 GkG). Die Übertragung umfasst 
die Auftragsvergabe einschließlich der Sicherstellung 
der Betriebsleistungen sowie die Gewährung eines aus-
schließlichen Rechts gemäß § 8a Abs. 8 PBefG.

(3)  Die Vertragsparteien werden diese Linienabschnitte 
nach erfolgter Übertragung jeweils in ihre Direktverga-
ben oder Inhousevergaben mit Wirkung zum 01.01.2021 
(Betriebsaufnahme) und einer Laufzeit von zehn Jahren 
einbeziehen und das Leistungsangebot gemäß § 2 Abs. 
1 sicherstellen.

§ 2 
Abstimmung des Leistungsangebots

(1)   Für das verkehrliche Leistungsangebot auf den Linien-
abschnitten gelten im Zeitpunkt der Betriebsaufnahme 
die im NVP der Kreise Coesfeld und Unna getroffenen 
Festlegungen für die Linienführung, Haltestellenlage 
und das Fahrplanangebot sowie ggf. Qualitätsvorgaben, 
insbesondere hinsichtlich der einzusetzenden Busse.

(2)   Änderungen des verkehrlichen Leistungsangebots 
während der Laufzeit dieser Vereinbarung sind mit der 
jeweils anderen Vertragspartei abzustimmen. Die Ab-
stimmung kann im Zuge einer Fortschreibung des NVP 
erfolgen. Eine Änderung des Fahrplantaktes oder der 
Fahrtenhäufigkeit bedarf des Einvernehmens zwischen 
den Vertragsparteien.

§ 3

Finanzierung

(1)   Für die Sicherstellung der Verkehrsleistungen auf den 
Linienabschnitten gemäß Anlagen wird kein Kosten-
ausgleich zwischen den Vertragsparteien gewährt. Für 
den wirtschaftlichen Ausgleich werden zwischen den 
internen Betreibern geltende und zwischen den Ver-
tragsparteien für angemessen erachtete Regelungen 
fortgesetzt. Im Falle der Beendigung oder gravierenden 
Änderung dieser Regelungen werden sich die Vertrags-
parteien auf einen angemessenen Ausgleich verständi-
gen.

(2)   Für die Weiterleitung der der ÖPNV-Pauschale gemäß 
§ 11 Abs. 2 ÖPNVG und der Ausbildungsverkehr-Pau-
schale gemäß § 11a ÖPNVG für die Linienabschnitte 
gemäß Anlage bleibt es jeweils bei der Zuständigkeit 
des Überträgers der Vergabezuständigkeit. Die Ver-
tragsparteien sind bereit, diese Finanzierungszuständig-
keit zu überprüfen, wenn Sachverhalte eintreten, die die 
Sachgerechtigkeit oder Angemessenheit des Status quo 
in Zweifel ziehen.

§ 4

Verfahrenskosten

Die Verwaltungs- sowie Verfahrenskosten für die Durchfüh-
rung der übernommenen Aufgabe (Eigenkosten sowie ggf. 
Kosten externer Berater) einschließlich der Kosten etwaiger 
Rechtsschutzverfahren trägt vorbehaltlich der Regelung in  
§ 5 jeweils der Übernehmer der Vergabezuständigkeit.

§ 5

Haftung für Schadensersatz- und Kostenerstattungs-
ansprüche

Der Übernehmer der Vergabezuständigkeit übernimmt je-
weils mit der übertragenen Aufgabe alle bei deren Wahrneh-
mung ggf. eintretenden Schadensersatz- oder Kostenerstat-
tungspflichten gegenüber Dritten und stellt den Übertrager 
der Vergabezuständigkeit insoweit von jeder Haftung frei. 
Dies gilt auch für mögliche Kosten eines etwaigen Nach-
prüfungsverfahrens bzw. sonstigen Rechtsschutzverfahrens 
in allen Instanzen und ebenso für berechtigte Ansprüche 
Dritter.

§ 6

Laufzeit und Kündigung

(1)   Die nach § 24 Abs. 2 GkG NRW erforderliche Geneh-
migung der Aufsichtsbehörde wird vom Kreis Coesfeld 
zugleich im Namen des Kreises Unna beantragt.

(2)   Die Vereinbarung hat eine Laufzeit bis zum 31.12.2030. 
Sie endet vorzeitig, soweit der öffentliche Dienstleis-
tungsauftrag, in den die Linienabschnitte gemäß Anla-
ge 1 bzw. Anlage 2 einbezogenen werden sollen, nicht 
erteilt wird, insbesondere im Fall eines erfolgreichen 
eigenwirtschaftlichen Antrags, soweit der öffentliche 
Dienstleistungsauftrag, in den die Linienabschnitte ge-
mäß Anlage 1 bzw. Anlage 2 einbezogenen sind, vorzei-
tig enden oder die Verkehre auf den Linienabschnitten 
ersatzlos und endgültig eingestellt werden, jeweils zum 
Endschaftszeitpunkt.

§ 7

Schlussbestimmungen

(1)   Mündliche Nebenabreden zu dieser Vereinbarung be-
stehen nicht. Änderungen und Ergänzungen dieser 
Vereinbarung bedürfen gemäß § 24 Abs. 1 GkG der 
Schriftform.

(2)   Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung 
unwirksam oder undurchführbar sein oder werden, so 
wird die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen der 
Vereinbarung hiervon nicht berührt. An die Stelle der 
unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung tritt 
eine Regelung, die dem wirtschaftlichen Zweck der 
unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung so 
nahe wie möglich kommt. Gleiches gilt für den Fall, 
dass die Vertragsparteien nachträglich feststellen, dass 
die Vereinbarung lückenhaft ist. Zum wirtschaftlichen 
Zweck gehören auch verkehrliche Ziele. 

Anlage 1: Übersicht Übertragung der Vergabezuständigkeit 
UN => COE 

Anlage 2: Übersicht Übertragung der Vergabezuständigkeit 
COE => UN

 
 
Kreis Coesfeld Kreis Unna 
Coesfeld, den   Unna, den

______________________   _________________________

Dr. Christian Schulze  Michael Makiolla 
Pellengahr Landrat    
Landrat 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2019 S. 181-183
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§ 2 
Abstimmung des Leistungsangebots

(1)   Für das verkehrliche Leistungsangebot auf den Linien-
abschnitten gelten im Zeitpunkt der Betriebsaufnahme 
die im NVP des Kreis Coesfeld getroffenen Festlegun-
gen für die Linienführung, Haltestellenlage und das 
Fahrplanangebot sowie ggf. Qualitätsvorgaben, insbe-
sondere hinsichtlich der einzusetzenden Busse.

(2)   Änderungen des verkehrlichen Leistungsangebots wäh-
rend der Laufzeit dieser Vereinbarung sind mit dem 
Kreis Recklinghausen abzustimmen. Die Abstimmung 
kann im Zuge einer Fortschreibung des NVP erfolgen. 
Eine Änderung des Fahrplantaktes oder der Fahrten-
häufigkeit bedarf des Einvernehmens zwischen den 
Vertragsparteien.

§ 3 

Finanzierung

(1)   Für die Sicherstellung der Verkehrsleistungen auf den 
vertragsgegenständlichen Linienabschnitten wird dem 
Kreis Coesfeld vom Kreis Recklinghausen keine Kos-
tenerstattung gewährt. In Bezug auf die S91 wird der 
bestehende Verkehrsdurchführungsvertrag zwischen 
der Regionalverkehr Münsterland GmbH und der Ves-
tischen Straßenbahnen GmbH fortgeführt. Im Falle der 
Beendigung oder gravierenden Änderung dieser Rege-
lung werden sich die Vertragsparteien auf einen ange-
messenen Ausgleich verständigen.

(2)   Für die Weiterleitung der ÖPNV-Pauschale gemäß § 11 
Abs. 2 ÖPNVG, der Ausbildungsverkehr-Pauschale ge-
mäß § 11a ÖPNVG und für die Förderung des Sozialti-
ckets für die vertragsgegenständlichen Linienabschnitte 
bleibt es bei der Zuständigkeit des Kreises Reckling-
hausen. Hierzu gehören auch der Erlass und der Vollzug 
allgemeiner Vorschriften nach Art. 3 Abs. 2 und 3 der 
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007. Der Kreis Coesfeld 
nimmt zur Kenntnis, dass der Kreis Recklinghausen die 
Bewirtschaftung der ÖPNV-Pauschale nach § 11 Abs. 2 
ÖPNVG NRW, der Ausbildungsverkehr-Pauschale nach 
§ 11 a ÖPNVG NRW und die Förderung des SozialTi-
ckets auf den Verkehrsverbund Rhein-Ruhr übertragen 
hat, der diese Aufgabe in eigener Zuständigkeit wahr-
nimmt. Die Vertragsparteien sind bereit, diese Finanzie-
rungszuständigkeit zu überprüfen, wenn Sachverhalte 
eintreten, die die Sachgerechtigkeit oder Angemessen-
heit des Status quo in Zweifel ziehen.

§ 4 

Laufzeit und Kündigung

(1)   Die nach § 24 Abs. 2 GkG NRW erforderliche Geneh-
migung der Aufsichtsbehörde wird vom Kreis Coesfeld 
zugleich im Namen des Kreises Recklinghausen bean-
tragt.

(2)   Die Vereinbarung hat eine Laufzeit bis zum 31.12.2030. 
Sie endet vorzeitig, wenn der öffentliche Dienstleis-
tungsauftrag, in den die Linienabschnitte gemäß der 
Präambel einbezogenen werden sollen, nicht erteilt 
wird, insbesondere im Fall eines erfolgreichen eigen-
wirtschaftlichen Antrags, wenn der öffentliche Dienst-
leistungsauftrag, in den die Linienabschnitte gemäß der 
Präambel einbezogenen sind, vorzeitig endet oder die 
Verkehre auf den Linienabschnitten ersatzlos und end-
gültig eingestellt werden, jeweils zum Endschaftszeit-
punkt.

127   Genehmigung einer öffentlich-rechtlichen Ver-
einbarung zwischen dem Kreis Coesfeld und dem 
Kreis Recklinghausen

Die nachfolgende öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwi-
schen den Kreisen Coesfeld und Recklinghausen zur Dele-
gation von Verkehrsleistungen habe ich mit Verfügung vom 
heutigen Tage gemäß § 24 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes 
über die kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG NRW) ge-
nehmigt.

Die Vereinbarung und meine Genehmigung werden hiermit 
gemäß § 24 Abs. 3 GkG NRW bekannt gemacht. Die Verein-
barung wird am Tag nach der Veröffentlichung im Amtsblatt 
für den Regierungsbezirk Münster wirksam.

Münster, den 17. Juni 2019 Bezirksregierung Münster 
 Az.: 31.1.25-111/2019.0001 
 Im Auftrag 
 gez. Wellmann

Öffentlich-rechtliche Vereinbarung

zwischen

dem Kreis Coesfeld

und

dem Kreis Recklinghausen

gemeinsam bezeichnet als „die Vertragsparteien“

Präambel

Der Kreis Coesfeld ist Aufgabenträger gemäß § 3 Abs. 1 
ÖPNVG NRW und zuständige Behörde im Sinne der VO 
1370/2007 für sein Kreisgebiet. In dieser Funktion be-
absichtigt er eine Direktvergabe öffentlicher Personen-
verkehrsdienste an seinen internen Betreiber, die Regi-
onsverkehr Münsterland GmbH, gemäß Art. 5 Abs. 2 VO 
1370/2007 oder gemäß § 108 GWB. Diese Direktvergabe 
soll auch die Linienabschnitte der Linien S91 Olfen - Dat-
teln und 545 Lüdinghausen - Seppenrade - Hullern umfas-
sen, die auf dem Gebiet des Kreises Recklinghausen liegen. 
Hierzu vereinbaren die Vertragspartner die Übertragung der 
Vergabezuständigkeit für diese Linienabschnitte vom Kreis 
Recklinghausen auf den Kreis Coesfeld im Sinne von § 23 
Abs. 1 Alt. 1 GkG.

§ 1 

Aufgabenübertragung

(1)   Der Kreis Recklinghausen überträgt seine Vergabezu-
ständigkeit im Sinne von Art. 3 Abs. 1 VO 1370/2007 
und § 3 Abs. 2 ÖPNVG NRW für die in der Präambel 
aufgeführten Linienabschnitte auf den Kreis Coesfeld 
(§ 23 Abs. 1 Alt. 1 und Abs. 2 Satz 1 GkG). Die Über-
tragung umfasst die Auftragsvergabe einschließlich 
der Sicherstellung der Betriebsleistungen sowie die 
Gewährung eines ausschließlichen Rechts gemäß § 8a 
Abs. 8 PBefG.

(2)   Der Kreis Coesfeld wird diese Linienabschnitte nach 
erfolgter Übertragung in seine Direktvergabe oder In-
housevergabe mit Wirkung zum 01.01.2021 (Betriebs-
aufnahme) und einer Laufzeit von zehn Jahren ein-
beziehen und das Leistungsangebot gemäß § 2 Abs. 
1 sicherstellen. Er trägt die Verwaltungs- und Verfah-
renskosten sowie ggf. bei Wahrnehmung der Aufgabe 
eintretende Schadensersatz- oder Kostenerstattungs-
ansprüche gegenüber Dritten einschließlich der Kosten 
etwaiger Rechtsschutzverfahren (jeweils Eigenkosten 
sowie ggf. Kosten externer Berater).
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schnitt der Linie 383 Wadersloh - Benteler - Langenberg - 
Bad Waldliesborn umfassen, der auf dem Gebiet des Kreises 
Gütersloh liegt. Dieser Linienabschnitt soll in die Vergabe 
des Kreises Warendorf einbezogen werden. 

Die Kreise sind, jeder für sich, für die auf ihrem Gebiet 
liegenden Linienabschnitte rechtlich zuständiger Aufga-
benträger gemäß § 3 Abs. 1 ÖPNVG NRW und zuständige 
Behörde im Sinne der VO 1370/2007 und haben damit die 
Vergabezuständigkeit inne. Um dem Kreis Warendorf die 
sachlich gewollte Mitvergabe des Linienabschnitts rechts-
sicher zu ermöglichen, vereinbaren sie die Übertragung der 
Vergabezuständigkeit im Sinne von § 23 Abs. 1 Alt. 1 GkG. 
Die Vereinbarung setzt voraus, dass die Vergabeabsicht des 
Übernehmers umgesetzt wird. 

§ 1 

Aufgabenübertragung der Vergabezuständigkeit vom 
Kreis Gütersloh auf den Kreis Warendorf

(1)   Der Kreis Gütersloh überträgt seine Vergabezuständig-
keit im Sinne von Art. 3 Abs. 1 VO 1370/2007 und § 
3 Abs. 2 ÖPNVG NRW für den in der Präambel auf-
geführten Linienabschnitt von Linienverkehren gemäß 
§ 2 Abs. 1 Nr. 3 i. V. mit § 42 PBefG auf den Kreis 
Warendorf (§ 23 Abs. 1 Alt. 1 und Abs. 2 Satz 1 GkG). 
Mit übertragen wird demgemäß auch das Recht, zum 
Schutz der auf diesem Linienabschnitt erbrachten Ver-
kehrsleistungen ein ausschließliches Recht gemäß § 8a 
Abs. 8 PBefG zu gewähren. Der Inhalt der Ausschließ-
lichkeit ist zwischen den Vertragsparteien verbindlich 
abzustimmen, insbesondere zur Vermeidung einer 
Kollision mit Verkehrsleistungen, die im Interesse des 
Kreises Gütersloh erbracht werden oder künftig er-
bracht werden sollen.

(2)   Der Kreis Warendorf nimmt die Übertragung an, wird 
den Linienabschnitt in seine Direktvergabe oder In-
housevergabe mit Wirkung zum 01.01.2021 (Betriebs-
aufnahme) und einer Laufzeit von zehn Jahren einbe-
ziehen und das Leistungsangebot gemäß § 2 Abs. 1 
sicherstellen.

§ 2 

Abstimmung des Leistungsangebots

(1)   Für das verkehrliche Leistungsangebot auf dem Linien-
abschnitt gelten im Zeitpunkt der Betriebsaufnahme die 
im Nahverkehrsplan des Kreises Warendorf getroffenen 
Festlegungen für die Linienführung, Haltestellenlage 
und das Fahrplanangebot und ggf. Qualitätsvorgaben, 
insbesondere hinsichtlich der einzusetzenden Busse. 
Der Kreis Warendorf wird diese Vorgaben in die An-
forderungen der Vorabbekanntmachung und den zu 
vergebenden öffentlichen Dienstleistungsauftrag über-
nehmen.

(2)   Änderungen des verkehrlichen Leistungsangebots wäh-
rend der Laufzeit dieser Vereinbarung sind mit dem 
Kreis Gütersloh abzustimmen. Die Abstimmung kann 
im Zuge einer Fortschreibung des Nahverkehrsplanes 
erfolgen. Eine Änderung des Fahrplantaktes oder der 
Fahrtenhäufigkeit bedarf des Einvernehmens zwischen 
den Vertragsparteien.

§ 3 

Finanzierung

(1)   Für die Sicherstellung der Verkehrsleistungen auf dem 
Linienabschnitt wird kein Kostenausgleich zwischen 
den Kreisen gewährt.

§ 5 

Schlussbestimmungen

(1)   Mündliche Nebenabreden zu dieser Vereinbarung be-
stehen nicht. Änderungen und Ergänzungen dieser 
Vereinbarung bedürfen gemäß § 24 Abs. 1 GkG der 
Schriftform.

(2)   Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung 
unwirksam oder undurchführbar sein oder werden, so 
wird die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen der 
Vereinbarung hiervon nicht berührt. An die Stelle der 
unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung tritt 
eine Regelung, die dem wirtschaftlichen Zweck der 
unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung so 
nahe wie möglich kommt. Gleiches gilt für den Fall, 
dass die Parteien nachträglich feststellen, dass die Ver-
einbarung lückenhaft ist. Zum wirtschaftlichen Zweck 
gehören auch verkehrliche Ziele.

 
 
Kreis Coesfeld Kreis Recklinghausen 
Coesfeld, den  Recklinghausen , den

______________________   _________________________

Dr. Christian Schulze  Cay Süberkrüb 
Pellengahr Landrat    
Landrat 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2019 S. 184-185

128   Genehmigung einer öffentlich-rechtlichen Verein-
barung zwischen dem Kreis Warendorf und dem 
Kreis Gütersloh

Die nachfolgende öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwi-
schen dem Kreis Warendorf und dem Kreis Gütersloh zur 
Delegation von Verkehrsleistungen habe ich mit Verfügung 
vom heutigen Tage gemäß § 24 Absatz 2 Satz 1 des Geset-
zes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG NRW) 
genehmigt.

Die Vereinbarung und meine Genehmigung werden hiermit 
gemäß § 24 Abs. 3 GkG NRW bekannt gemacht. Die Verein-
barung wird am Tag nach der Veröffentlichung im Amtsblatt 
für den Regierungsbezirk Münster wirksam.

Münster, den 17. Juni 2019 Bezirksregierung Münster 
 Az.: 31.1.25-093/2019.0002
 Im Auftrag 
 gez. Wellmann

Öffentlich-rechtliche Vereinbarung

zwischen

dem Kreis Warendorf

und

dem Kreis Gütersloh

gemeinsam bezeichnet als „die Vertragsparteien“

Präambel

Der Kreis Warendorf beabsichtigt gemeinsam mit den üb-
rigen Münsterlandkreisen eine Direktvergabe öffentlicher 
Personenverkehrsdienste gemäß Art. 5 Abs. 2 VO 1370/2007 
an seinen internen Betreiber, die Regionalverkehr Münster-
land GmbH oder eine Inhousevergabe gemäß § 108 GWB 
an denselben Betreiber. Diese Vergabe soll einen Linienab-
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§ 8 Schlussbestimmungen

(1)   Diese Vereinbarung unterliegt dem Recht der Bundes-
republik Deutschland.

(2)   Mündliche Nebenabreden zu dieser Vereinbarung be-
stehen nicht. Änderungen und Ergänzungen dieser 
Vereinbarung bedürfen gemäß § 24 Abs. 1 GkG der 
Schriftform.

(3)   Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung 
unwirksam oder undurchführbar sein oder werden, so 
wird die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen der 
Vereinbarung hiervon nicht berührt. An die Stelle der 
unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung 
tritt eine Regelung, die dem wirtschaftlichen Zweck 
der unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung 
so nahe wie möglich kommt. Gleiches gilt für den 
Fall, dass die Vertragsparteien nachträglich feststel-
len, dass die Vereinbarung lückenhaft ist. Zum wirt-
schaftlichen Zweck gehören auch verkehrliche Ziele. 

Warendorf, den 06.05.2019 Gütersloh,den 2019  
 
Für den Kreis Warendorf Für den Kreis Gütersloh  

______________________       _______________________

Dr. Olaf Gericke   
Landrat     

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2019 S. 185-186

129   Genehmigung einer öffentlich-rechtlichen Verein-
barung zwischen dem Kreis Warendorf und dem 
Kreis Soest

Die nachfolgende öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwi-
schen dem Kreis Warendorf und dem Kreis Soest zur Dele-
gation von Verkehrsleistungen habe ich mit Verfügung vom 
heutigen Tage gemäß § 24 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes 
über die kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG NRW) ge-
nehmigt.

Die Vereinbarung und meine Genehmigung werden hiermit 
gemäß § 24 Abs. 3 GkG NRW bekannt gemacht. Die Verein-
barung wird am Tag nach der Veröffentlichung im Amtsblatt 
für den Regierungsbezirk Münster wirksam.

Münster, den 17. Juni 2019 Bezirksregierung Münster 
 Az.: 31.1.25-097/2019.0002
 Im Auftrag 
 gez. Wellmann

Öffentlich-rechtliche Vereinbarung

zwischen

dem Kreis Soest

und

dem Kreis Warendorf

gemeinsam bezeichnet als „die Vertragsparteien“

Präambel

Die Kreise Soest und Unna, der Hochsauerlandkreis sowie 
die Münsterlandkreise Borken, Coesfeld, Steinfurt und Wa-
rendorf beabsichtigen eine Direktvergabe öffentlicher Per-
sonenverkehrsdienste gemäß Art. 5 Abs. 2 VO 1370/2007 
an ihre jeweiligen internen Betreiber, die Regionalverkehr 

(2)   Für die Weiterleitung der ÖPNV-Pauschale gemäß § 11 
Abs. 2 ÖPNVG und der Ausbildungsverkehr-Pauschale 
gemäß § 11a ÖPNVG für den Linienabschnitt bleibt es 
bei der Zuständigkeit des Kreises Gütersloh. Die Ver-
tragsparteien sind bereit, diese Finanzierungszuständig-
keit zu überprüfen, wenn Sachverhalte eintreten, die die 
Sachgerechtigkeit oder Angemessenheit des Status quo 
in Zweifel ziehen.

§ 4 

Verfahrenskosten

Die Verwaltungs- sowie Verfahrenskosten für die Durchfüh-
rung der übernommenen Aufgabe (Eigenkosten sowie ggf. 
Kosten externer Berater) einschließlich der Kosten etwaiger 
Rechtsschutzverfahren trägt vorbehaltlich der Regelung in § 
5 der Kreis Warendorf.

§ 5 

Haftung für Schadensersatz- und Kostenerstattungs-
ansprüche

Der Kreis Warendorf übernimmt mit der übertragenen Auf-
gabe alle bei deren Wahrnehmung ggf. eintretenden Scha-
densersatz- oder Kostenerstattungspflichten gegenüber 
Dritten und stellt den Kreis Gütersloh insoweit von jeder 
Haftung frei. Dies gilt auch für mögliche Kosten eines etwa-
igen Nachprüfungsverfahrens bzw. sonstigen Rechtsschutz-
verfahrens in allen Instanzen und ebenso für berechtigte 
Ansprüche Dritter.

§ 6 

Wirksamwerden und Laufzeit

(1)   Diese Vereinbarung bedarf der Genehmigung der Auf-
sichtsbehörde. Der Kreis Warendorf wird diese Geneh-
migung zugleich im Namen des Kreises Gütersloh be-
antragen.

(2)   Diese Vereinbarung tritt am Tag nach der Bekanntma-
chung im Veröffentlichungsblatt der Aufsichtsbehörde 
in Kraft.

(3)   Die Vereinbarung hat eine Laufzeit bis zum 31.12.2030. 
Sie endet vorzeitig, 

  •  wenn der öffentliche Dienstleistungsauftrag nicht 
erteilt wird, in den der Linienabschnitt gemäß der 
Präambel einbezogen werden soll, insbesondere im 
Fall einer erfolgreichen eigenwirtschaftlichen An-
tragstellung,

  •  wenn der öffentliche Dienstleistungsauftrag, in den 
der Linienabschnitt einbezogenen ist, vorzeitig en-
det oder

  •  wenn die Verkehre auf dem Linienabschnitt ersatz-
los und endgültig eingestellt werden, 

 jeweils zum Endschaftszeitpunkt.

§ 7 

Streitschlichtung

(1)   Im Falle von Streitigkeiten bei der Auslegung oder An-
wendung dieser Vereinbarung werden die Vertragspar-
teien die Aufsichtsbehörde um eine Schlichtung und 
ggf. einen Schlichtungsvorschlag bitten.

(2)   Jede Vertragspartei ist frei, einen Schlichtungsvor-
schlag abzulehnen und den Rechtsweg zu beschreiten.
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  stimmen, insbesondere zur Vermeidung einer Kollision 
mit Verkehrsleistungen, die im Interesse des Kreises 
Warendorf erbracht werden oder künftig erbracht wer-
den sollen.

(3)  Der Kreis Soest nimmt die Übertragung an, wird den 
Linienabschnitt gemäß Anlage 2 in seine Direktverga-
be oder Inhousevergabe mit Wirkung zum 01.01.2021 
(Betriebsaufnahme) und einer Laufzeit von zehn Jahren 
einbeziehen und das Leistungsangebot gemäß § 3 Abs. 
1 sicherstellen.

§ 3 

Abstimmung des Leistungsangebots

(1)  Für das verkehrliche Leistungsangebot auf den Linien-
abschnitten gemäß Anlagen gelten im Zeitpunkt der 
Betriebsaufnahme die im Nahverkehrsplan des Über-
nehmers der Vergabezuständigkeit getroffenen Festle-
gungen für die Linienführung, Haltestellenlage und das 
Fahrplanangebot und ggf. Qualitätsvorgaben, insbeson-
dere hinsichtlich der einzusetzenden Busse. Der Über-
nehmer der Vergabezuständigkeit wird diese Vorgaben 
in die Anforderungen der Vorabbekanntmachung und 
den zu vergebenden öffentlichen Dienstleistungsauftrag 
übernehmen.

(2)  Änderungen des verkehrlichen Leistungsangebots wäh-
rend der Laufzeit dieser Vereinbarung sind mit dem 
Übertrager der Vergabezuständigkeit abzustimmen. Die 
Abstimmung kann im Zuge einer Fortschreibung des 
Nahverkehrsplans erfolgen. Eine Änderung des Fahr-
plantaktes oder der Fahrtenhäufigkeit bedarf des Ein-
vernehmens zwischen den Vertragsparteien.

§ 4 

Finanzierung

(1)  Für die Sicherstellung der Verkehrsleistungen auf den 
Linienabschnitten gemäß Anlagen wird kein Kosten-
ausgleich zwischen den Kreisen gewährt. Für den wirt-
schaftlichen Ausgleich werden zwischen den internen 
Betreibern geltende und zwischen den Vertragspartei-
en für angemessen erachtete Regelungen fortgesetzt. 
Im Falle der Beendigung oder gravierenden Änderung 
dieser Regelungen werden sich die Vertragsparteien auf 
einen angemessenen Ausgleich verständigen.

(2)  Für die Weiterleitung der ÖPNV-Pauschale gemäß § 11 
Abs. 2 ÖPNVG und der Ausbildungsverkehr-Pauschale 
gemäß § 11a ÖPNVG für die Linienabschnitte gemäß 
Anlagen bleibt es bei der Zuständigkeit des Übertragers 
der Vergabezuständigkeit. Die Vertragsparteien sind be-
reit, diese Finanzierungszuständigkeit zu überprüfen, 
wenn Sachverhalte eintreten, die die Sachgerechtigkeit 
oder Angemessenheit des Status quo in Zweifel ziehen.

§ 5 

Verfahrenskosten

Die Verwaltungs- sowie Verfahrenskosten für die Durchfüh-
rung der übernommenen Aufgabe (Eigenkosten sowie ggf. 
Kosten externer Berater) einschließlich der Kosten etwaiger 
Rechtsschutzverfahren trägt vorbehaltlich der Regelung in § 
6 der Übernehmer der Vergabezuständigkeit.

§ 6 

Haftung für Schadensersatz- und Kostenerstattungs-
ansprüche

Der Übernehmer der Vergabezuständigkeit übernimmt mit 

Ruhr-Lippe GmbH, die Verkehrsgesellschaft Kreis Unna 
mbH bzw. die Regionalverkehr Münsterland GmbH oder 
eine Inhousevergabe gemäß § 108 GWB an dieselben Be-
treiber. Diese Vergaben sollen Linienabschnitte umfassen, 
die auf dem Gebiet des jeweils anderen Aufgabenträgers 
liegen. Diese Linienabschnitte sollen hierbei jeweils in die 
Vergabe des Kreises einbezogen werden, auf dessen Gebiet 
die Linien in ihrer Gesamtheit ihren Bedienungsschwer-
punkt haben.

Die Kreise sind, jeder für sich, für die auf ihrem Gebiet 
liegenden Linienabschnitte rechtlich zuständiger Aufga-
benträger gemäß § 3 Abs. 1 ÖPNVG NRW und zuständi-
ge Behörde im Sinne der VO 1370/2007 und haben damit 
die Vergabezuständigkeit inne. Um dem jeweils anderen 
Kreis die sachlich gewollte Mitvergabe der Linienabschnitte 
rechtssicher zu ermöglichen, vereinbaren sie die Übertra-
gung der Vergabezuständigkeit im Sinne von § 23 Abs. 1 
Alt. 1 GkG.

Der Kreis Warendorf wird für einen Linienabschnitt der 
Linie 383 auf dem Gebiet des Kreises Gütersloh eine ge-
sonderte öffentlich-rechtliche Vereinbarung abschließen, 
um die umfassende Vergabezuständigkeit für diese Linie zu 
erlangen.

Die Vereinbarung setzt voraus, dass die Vergabeabsicht des 
Übernehmers umgesetzt wird.

§ 1 

Aufgabenübertragung der Vergabezuständigkeit vom 
Kreis Soest auf den Kreis Warendorf

(1)  Der Kreis Soest überträgt seine Vergabezuständigkeit 
im Sinne von Art. 3 Abs. 1 VO 1370/2007 und § 3 Abs. 
2 ÖPNVG NRW für die in der Anlage 1 aufgeführten 
Linienabschnitte von Linienverkehren gemäß § 2 Abs. 
1 Nr. 3 i. V. mit § 42 PBefG auf den Kreis Warendorf 
(§ 23 Abs. 1 Alt. 1 und Abs. 2 Satz 1 GkG). Mit über-
tragen wird demgemäß auch das Recht, zum Schutz der 
auf diesen Linienabschnitten erbrachten Verkehrsleis-
tungen ein ausschließliches Recht gemäß § 8a Abs. 8 
PBefG zu gewähren. Der Inhalt der Ausschließlichkeit 
ist zwischen den Vertragsparteien verbindlich abzustim-
men, insbesondere zur Vermeidung einer Kollision mit 
Verkehrsleistungen, die im Interesse des Kreises Soest 
erbracht werden oder künftig erbracht werden sollen.

(2)  Der Kreis Warendorf nimmt die Übertragung an, wird 
die Linienabschnitte gemäß Anlage 1 in seine Di-
rektvergabe oder Inhousevergabe mit Wirkung zum 
01.01.2021 (Betriebsaufnahme) und einer Laufzeit von 
zehn Jahren einbeziehen und das Leistungsangebot ge-
mäß § 2 Abs. 1 sicherstellen. 

§ 2 

Aufgabenübertragung der Vergabezuständigkeit vom 
Kreis Warendorf auf den Kreis Soest

(2)  Der Kreis Warendorf überträgt seine Vergabezuständig-
keit im Sinne von Art. 3 Abs. 1 VO 1370/2007 und § 3 
Abs. 2 ÖPNVG NRW für den in der Anlage 2 aufge-
führten Linienabschnitt von Linienverkehren gemäß § 
2 Abs. 1 Nr. 3 i. V. mit § 42 PBefG auf den Kreis Soest 
(§ 23 Abs. 1 Alt. 1 und Abs. 2 Satz 1 GkG). Mit über-
tragen wird demgemäß auch das Recht, zum Schutz der 
auf diesen Linienabschnitten erbrachten Verkehrsleis-
tungen ein ausschließliches Recht gemäß § 8a Abs. 8 
PBefG zu gewähren. Der Inhalt der Ausschließlichkeit 
ist zwischen den Vertragsparteien verbindlich abzu-
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Warendorf, den 06.05.2019 Soest, den 2019  
 
Für den Kreis Warendorf Für den Kreis Soest  

______________________       _______________________

Dr. Olaf Gericke  Eva Irrgang 
Landrat Landrätin   
 

        _______________________

     Dirk Lönnecke 
    Kreisdirektor   
 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2019 S. 186-190

der übertragenen Aufgabe alle bei deren Wahrnehmung ggf. 
eintretenden Schadensersatz- oder Kostenerstattungspflich-
ten gegenüber Dritten und stellt den Übertrager der Vergabe-
zuständigkeit insoweit von jeder Haftung frei. Dies gilt auch 
für mögliche Kosten eines etwaigen Nachprüfungsverfah-
rens bzw. sonstigen Rechtsschutzverfahrens in allen Instan-
zen und ebenso für berechtigte Ansprüche Dritter.

§ 7 

Wirksamwerden und Laufzeit

(1)  Diese Vereinbarung bedarf der Genehmigung der Auf-
sichtsbehörde. Der Kreis Soest wird diese Genehmi-
gung zugleich im Namen des Kreises Warendorf bean-
tragen.

(2)  Diese Vereinbarung tritt am Tag nach der Bekanntma-
chung im Veröffentlichungsblatt der Aufsichtsbehörde 
in Kraft.

(3)  Die Vereinbarung hat eine Laufzeit bis zum 31.12.2030.

 Sie endet vorzeitig, 

 •  wenn der öffentliche Dienstleistungsauftrag nicht er-
teilt wird, in den die Linienabschnitte gemäß der An-
lagen einbezogen werden sollen, insbesondere im Fall 
einer erfolgreichen eigenwirtschaftlichen Antragstel-
lung,

 •  wenn und soweit der jeweilige öffentliche Dienstleis-
tungsauftrag, in den die Linienabschnitte gemäß An-
lagen einbezogen sind, vorzeitig endet oder

 •  wenn die Verkehre auf den Linienabschnitten ersatzlos 
und endgültig eingestellt werden,

 jeweils zum Endschaftszeitpunkt.

§ 8 Streitschlichtung

(1)  Im Falle von Streitigkeiten bei der Auslegung oder An-
wendung dieser Vereinbarung werden die Vertragspar-
teien die Aufsichtsbehörde um eine Schlichtung und 
ggf. einen Schlichtungsvorschlag bitten.

(2)  Jede Vertragspartei ist frei, einen Schlichtungsvor-
schlag abzulehnen und den Rechtsweg zu beschreiten.

§ 9 Schlussbestimmungen

(1)  Diese Vereinbarung unterliegt dem Recht der Bundes-
republik Deutschland.

(2)  Mündliche Nebenabreden zu dieser Vereinbarung be-
stehen nicht. Änderungen und Ergänzungen dieser 
Vereinbarung bedürfen gemäß § 24 Abs. 1 GkG der 
Schriftform.

(3)  Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung 
unwirksam oder undurchführbar sein oder werden, so 
wird die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen der 
Vereinbarung hiervon nicht berührt. An die Stelle der 
unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung tritt 
eine Regelung, die dem wirtschaftlichen Zweck der 
unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung so 
nahe wie möglich kommt. Gleiches gilt für den Fall, 
dass die Vertragsparteien nachträglich feststellen, dass 
die Vereinbarung lückenhaft ist. Zum wirtschaftlichen 
Zweck gehören auch verkehrliche Ziele.

Folgende Anlagen sind Bestandteil dieser Vereinbarung:

Anlage 1: Übertragene Linienabschnitte vom Kreis Soest 
auf den Kreis Warendorf (R73, N11, 373, 380, 383)

Anlage 2: Übertragener Linienabschnitt vom Kreis Waren-
dorf auf den Kreis Soest (335)
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PBefG zu gewähren. Der Inhalt der Ausschließlichkeit 
ist zwischen den Vertragsparteien verbindlich abzu-
stimmen, insbesondere zur Vermeidung einer Kollisi-
on mit Verkehrsleistungen, die im Interesse der Stadt 
Hamm erbracht werden oder künftig erbracht werden 
sollen.

(2)  Der Kreis Warendorf nimmt die Übertragung an, wird 
die Linienabschnitte gemäß Anlage 1 in seine Di-
rektvergabe oder Inhousevergabe mit Wirkung zum 
01.01.2021 (Betriebsaufnahme) und einer Laufzeit von 
zehn Jahren einbeziehen und das Leistungsangebot ge-
mäß § 2 Abs. 1 sicherstellen.

§ 2 

Abstimmung des Leistungsangebots

(1)  Für das verkehrliche Leistungsangebot auf den Linien-
abschnitten gemäß Anlage 1 gelten im Zeitpunkt der 
Betriebsaufnahme die in den Nahverkehrsplänen der 
Stadt Hamm und des Kreises Warendorf getroffenen 
Festlegungen für die Linienführung, Haltestellenlage 
und das Fahrplanangebot und ggf. Qualitätsvorgaben, 
insbesondere hinsichtlich der einzusetzenden Busse. 
Der Kreis Warendorf wird diese Vorgaben in die An-
forderungen der Vorabbekanntmachung und den zu 
vergebenden öffentlichen Dienstleistungsauftrag über-
nehmen.

(2)  Änderungen des verkehrlichen Leistungsangebots wäh-
rend der Laufzeit dieser Vereinbarung sind mit der Stadt 
Hamm abzustimmen. Die Abstimmung kann im Zuge 
einer Fortschreibung des Nahverkehrsplanes erfolgen. 
Eine Änderung des Linienweges, des Fahrplantaktes 
oder der Fahrtenhäufigkeit bedarf des Einvernehmens 
zwischen den Vertragsparteien.

§ 3 

Finanzierung

(1)  Für die Sicherstellung der Verkehrsleistungen auf den 
Linienabschnitten gemäß Anlage 1 wird kein Kosten-
ausgleich zwischen den Vertragsparteien gewährt.

(2)  Für die Weiterleitung der ÖPNV-Pauschale gemäß § 11 
Abs. 2 ÖPNVG und der Ausbildungsverkehr-Pauscha-
le gemäß § 11a ÖPNVG für die Linienabschnitte ge-
mäß Anlage 1 bleibt es bei der Zuständigkeit der Stadt 
Hamm.

(3)  Die Vertragsparteien sind bereit, die Finanzierungsre-
gelungen zu überprüfen, wenn Sachverhalte eintreten, 
die die Sachgerechtigkeit oder Angemessenheit des 
Status quo in Zweifel ziehen.

§ 4 

Verfahrenskosten

Die Verwaltungs- sowie Verfahrenskosten für die Durchfüh-
rung der übernommenen Aufgabe (Eigenkosten sowie ggf. 
Kosten externer Berater) einschließlich der Kosten etwaiger 
Rechtsschutzverfahren trägt vorbehaltlich der Regelung in  
§ 5 der Kreis Warendorf.

§ 5 

Haftung für Schadensersatz- und Kostenerstattungs-
ansprüche

Der Kreis Warendorf übernimmt mit der übertragenen Auf-
gabe alle bei deren Wahrnehmung ggf. eintretenden Scha-
densersatz- oder Kostenerstattungspflichten gegenüber Drit-
ten und stellt die Stadt Hamm insoweit von jeder Haftung 

130   Genehmigung einer öffentlich-rechtlichen Verein-
barung zwischen dem Kreis Warendorf und der 
Stadt Hamm

Die nachfolgende öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwi-
schen dem Kreis Warendorf und der Stadt Hamm zur Dele-
gation von Verkehrsleistungen habe ich mit Verfügung vom 
heutigen Tage gemäß § 24 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes 
über die kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG NRW) ge-
nehmigt.

Die Vereinbarung und meine Genehmigung werden hiermit 
gemäß § 24 Abs. 3 GkG NRW bekannt gemacht. Die Verein-
barung wird am Tag nach der Veröffentlichung im Amtsblatt 
für den Regierungsbezirk Münster wirksam.

Münster, den 17. Juni 2019 Bezirksregierung Münster 
 Az.: 31.1.25-098/2019.0002
 Im Auftrag 
 gez. Wellmann

Öffentlich-rechtliche Vereinbarung

zwischen

der Stadt Hamm

und

dem Kreis Warendorf

gemeinsam bezeichnet als „die Vertragsparteien“

Präambel

Die Vertragsparteien sind, jeder für sich, als öffentliche 
Aufgabenträger gemäß § 3 Abs. 1 ÖPNVG NRW für die 
Planung, Organisation und Ausgestaltung des ÖPNV in-
nerhalb ihrer Gebietsgrenzen zuständig. Sie sind in ihrem 
Wirkungskreis „zuständige Behörden“ im Sinne der VO 
1370/2007 und haben damit die Vergabezuständigkeit inne. 
Der Kreis Warendorf beabsichtigt gemeinsam mit den üb-
rigen Münsterlandkreisen eine Direktvergabe öffentlicher 
Personenverkehrsdienste an seinen internen Betreiber, die 
Regionalverkehr Münsterland GmbH (RVM), gemäß Art. 5 
Abs. 2 VO 1370/2007 oder eine Inhousevergabe gemäß § 
108 GWB an denselben Betreiber. Diese Vergabe soll Lini-
enabschnitte umfassen, die auf dem Gebiet der Stadt Hamm 
liegen. Die Vertragsparteien sind sich einig, dass diese Lini-
enabschnitte in die Vergabe des Kreises Warendorf rechtssi-
cher einbezogen werden sollen. Hierzu vereinbaren sie die 
Übertragung der Vergabezuständigkeit im Sinne von § 23 
Abs. 1 Alt. 1 GkG. Die Vereinbarung setzt voraus, dass die 
Vergabeabsicht des Kreises Warendorf umgesetzt wird.

Der öffentliche Dienstleitungsauftrag wird der Möglichkeit 
politisch gewollter und verkehrswirtschaftlich sinnvoller 
Leistungsänderungen Rechnung tragen. Eventuelle Leis-
tungsänderungen werden zwischen dem Kreis Warendorf 
und der Stadt Hamm abgestimmt, soweit die Stadt Hamm 
davon betroffen ist.

§ 1 

Aufgabenübertragung der Vergabezuständigkeit

(1)  Die Stadt Hamm überträgt ihre Vergabezuständigkeit 
im Sinne von Art. 3 Abs. 1 VO 1370/2007 und § 3 Abs. 
2 ÖPNVG NRW für die in der Anlage 1 aufgeführten 
Linienabschnitte von Linienverkehren gemäß § 2 Abs. 
1 Nr. 3 i. V. mit § 42 PBefG auf den Kreis Warendorf 
(§ 23 Abs. 1 Alt. 1 und Abs. 2 Satz 1 GkG). Mit über-
tragen wird demgemäß auch das Recht, zum Schutz der 
auf diesen Linienabschnitten erbrachten Verkehrsleis-
tungen ein ausschließliches Recht gemäß § 8a Abs. 8 
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Warendorf, den 06.05.2019 Hamm,den 2019  
 
Für den Kreis Warendorf Für die Stadt Hamm  

______________________       _______________________

Dr. Olaf Gericke  Schulze Böing 
Landrat Stadtbaurätin   

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2019 S. 191-193

frei. Dies gilt auch für mögliche Kosten eines etwaigen 
Nachprüfungsverfahrens bzw. sonstigen Rechtsschutzver-
fahrens in allen Instanzen und ebenso für berechtigte An-
sprüche Dritter.

§ 6 

Wirksamwerden und Laufzeit

(1)  Diese Vereinbarung bedarf der Genehmigung der Auf-
sichtsbehörde. Der Kreis Warendorf wird diese Geneh-
migung zugleich im Namen der Stadt Hamm beantra-
gen.

(2)  Diese Vereinbarung tritt am Tag nach der Bekanntma-
chung im Veröffentlichungsblatt der Aufsichtsbehörde 
in Kraft.

(3)  Die Vereinbarung hat eine Laufzeit bis zum 31.12.2030.

 Sie endet vorzeitig, 

 •  wenn der öffentliche Dienstleistungsauftrag nicht er-
teilt wird, in den die Linienabschnitte gemäß Anlage 1 
einbezogen werden sollen, insbesondere im Fall einer 
erfolgreichen eigenwirtschaftlichen Antragstellung,

 •  wenn und soweit der öffentliche Dienstleistungsauf-
trag, in den die Linienabschnitte gemäß Anlage 1 ein-
bezogen sind, vorzeitig endet oder

 •  wenn die Verkehre auf den Linienabschnitten ersatzlos 
und endgültig eingestellt werden,

 jeweils zum Endschaftszeitpunkt.

§ 7 

Streitschlichtung

(1)  Im Falle von Streitigkeiten bei der Auslegung oder An-
wendung dieser Vereinbarung werden die Vertragspar-
teien die Aufsichtsbehörde um eine Schlichtung und 
ggf. einen Schlichtungsvorschlag bitten.

(2)  Jede Vertragspartei ist frei, einen Schlichtungsvor-
schlag abzulehnen und den Rechtsweg zu beschreiten.

§ 8 

Schlussbestimmungen

(1)  Diese Vereinbarung unterliegt dem Recht der Bundes-
republik Deutschland.

(2)  Mündliche Nebenabreden zu dieser Vereinbarung be-
stehen nicht. Änderungen und Ergänzungen dieser 
Vereinbarung bedürfen gemäß § 24 Abs. 1 GkG der 
Schriftform.

(3)  Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung 
unwirksam oder undurchführbar sein oder werden, so 
wird die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen der 
Vereinbarung hiervon nicht berührt. An die Stelle der 
unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung tritt 
eine Regelung, die dem wirtschaftlichen Zweck der 
unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung so 
nahe wie möglich kommt. Gleiches gilt für den Fall, 
dass die Vertragsparteien nachträglich feststellen, dass 
die Vereinbarung lückenhaft ist. Zum wirtschaftlichen 
Zweck gehören auch verkehrliche Ziele.

Folgende Anlage ist Bestandteil dieser Vereinbarung:

Anlage 1  Übertragene Linienabschnitte von der Stadt 
Hamm auf den Kreis Warendorf (353, T59)
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Schutz der auf diesen Linienabschnitten erbrachten 
Verkehrsleistungen ein ausschließliches Recht gemäß 
§ 8a Abs. 8 PBefG zu gewähren. Der Inhalt der Aus-
schließlichkeit ist zwischen den Vertragsparteien ver-
bindlich abzustimmen, insbesondere zur Vermeidung 
einer Kollision mit Verkehrsleistungen, die im Interesse 
des Kreises Recklinghausen erbracht werden oder künf-
tig erbracht werden sollen.

(2)  Der Kreis Borken nimmt die Übertragung an, wird 
diese Linienabschnitte in seine Direktvergabe oder In-
housevergabe mit Wirkung zum 01.01.2021 (Betriebs-
aufnahme) und einer Laufzeit von zehn Jahren einbe-
ziehen und das Leistungsangebot gemäß § 2 Abs. 1 
sicherstellen.

(3)  Der Kreis Borken verpflichtet sich, die Aufgaben und 
Befugnisse in Rücksichtnahme auf die berechtigten In-
teressen des Kreises Recklinghausen auszuüben.

§ 2

Abstimmung des Leistungsangebots

(1)  Für das verkehrliche Leistungsangebot auf den Linien-
abschnitten gelten im Zeitpunkt der Betriebsaufnahme 
die im Nahverkehrsplan (NVP) des Kreises Borken 
getroffenen Festlegungen für die Linienführung, Halte-
stellenlage und das Fahrplanangebot und ggf. Qualitäts-
vorgaben, insbesondere hinsichtlich der einzusetzenden 
Busse. Der Kreis Borken wird diese Vorgaben in die 
Anforderungen der Vorabbekanntmachung und den zu 
vergebenden öffentlichen Dienstleistungsauftrag über-
nehmen. Der Kreis Borken hat im Rahmen der Mög-
lichkeiten, dieses Verkehrsangebot sicherzustellen.

(2)  Änderungen des verkehrlichen Leistungsangebots wäh-
rend der Laufzeit dieser Vereinbarung sind mit dem 
Kreis Recklinghausen abzustimmen. Die Abstimmung 
kann im Zuge einer Fortschreibung des NVP erfolgen. 
Eine Änderung des Fahrplantaktes oder der Fahrten-
häufigkeit bedarf des Einvernehmens zwischen den 
Vertragsparteien.

  Der Kreis Borken sorgt dafür, dass der auf den Linien R 
73 und 716 tätige ÖPNV-Betreiber bei Angebotsände-
rungen eine betriebliche Abstimmung mit den anderen 
betroffenen Betreibern von Verkehrsdienstleistungen 
im Kreisgebiet des Kreises Recklinghausen vornimmt 
und diesen die ggf. erforderlichen Daten zur Verfügung 
stellt. Dies bezieht sich insbesondere auf die Abstim-
mung der Fahrplangestaltung, der Anschlusssicherung, 
der Fahrplaninformation und den Zeitpunkt der Ange-
botsänderung.

§ 3

Finanzierung

(1)  Für die Sicherstellung der Verkehrsleistungen auf den 
Linienabschnitten wird dem Kreis Borken vom Kreis 
Recklinghausen keine Kostenerstattung gewährt.

(2)  Für die Weiterleitung der der ÖPNV-Pauschale gemäß § 
11 Abs. 2 ÖPNVG, der Ausbildungsverkehr-Pauschale 
gemäß § 11a ÖPNVG und die Förderung des Sozial-
tickets für die Linienabschnitte gemäß der Präambel 
bleibt es bei der Zuständigkeit des Kreises Reckling-
hausen. Hierzu gehört auch der Erlass und der Vollzug 
allgemeiner Vorschriften nach Art. 3 Abs. 2 und 3 der 
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007. Der Kreis Borken 
nimmt zur Kenntnis, dass der Kreis Recklinghausen die 
Bewirtschaftung der ÖPNV-Pauschale nach § 11 Abs. 2 
ÖPNVG NRW, der Ausbildungsverkehr-Pauschale nach 

131   Genehmigung einer öffentlich-rechtlichen Ver-
einbarung zwischen dem Kreis Borken und dem 
Kreis Recklinghausen

Die nachfolgende öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwi-
schen dem Kreis Borken und dem Kreis Recklinghausen zur 
Delegation von Verkehrsleistungen habe ich mit Verfügung 
vom heutigen Tage gemäß § 24 Absatz 2 Satz 1 des Geset-
zes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG NRW) 
genehmigt.

Die Vereinbarung und meine Genehmigung werden hiermit 
gemäß § 24 Abs. 3 GkG NRW bekannt gemacht. Die Verein-
barung wird am Tag nach der Veröffentlichung im Amtsblatt 
für den Regierungsbezirk Münster wirksam.

Münster, den 17. Juni 2019 Bezirksregierung Münster 
 Az.: 31.1.25-091/2019.0001
 Im Auftrag 
 gez. Wellmann

Öffentlich-rechtliche Vereinbarung

zwischen

dem Kreis Borken

und

dem Kreis Recklinghausen

gemeinsam bezeichnet als „die Vertragsparteien“

Präambel

Der Kreis Borken und der Kreis Recklinghausen sind als 
öffentliche Aufgabenträger gemäß § 3 Abs. 1 ÖPNVG NRW 
für die Planung, Organisation und Ausgestaltung des ÖPNV 
innerhalb ihrer Gebietsgrenzen zuständig. Sie sind in ihrem 
Wirkungskreis „zuständige Behörden“ im Sinne der VO 
1370/2007. Der Kreis Borken beabsichtigt gemeinsam mit 
den übrigen Münsterlandkreisen eine Direktvergabe öffent-
licher Personenverkehrsdienste an seinen internen Betrei-
ber, die Regionalverkehr Münsterland GmbH gemäß Art. 5 
Abs. 2 VO 1370/2007 oder eine Inhousevergabe gemäß § 
108 GWB an denselben Betreiber. Diese soll auch die Li-
nienabschnitte der Linien R 73 Klein Reken- Ort - Dorsten, 
Lembeck Busbf. und 716 Klein-Reken - Dorsten-Lembeck, 
Mühlenweg, Dorsten - Rhade, Ort umfassen, die auf dem 
Gebiet des Kreises Recklinghausen liegen. Die Summe 
der Fahrplankilometer liegt im Normjahr im Bereich des 
Übernehmers Kreis Borken bei 105.000.km, im Bereich 
des Überträgers Kreis Recklinghausen bei 60.000 km. Die 
Vertragsparteien sind sich einig, dass diese Linienabschnit-
te in die Vergabe des Kreises Borken einbezogen werden 
sollen, weil sie ihren Bedienungsschwerpunkt auf seinem 
Gebiet haben. Hierzu vereinbaren sie die Übertragung der 
Vergabezuständigkeit im Sinne von § 23 Abs. 1 Alt. 1 GkG. 
Die Vereinbarung setzt voraus, dass die Vergabeabsicht des 
Übernehmers umgesetzt wird.

§ 1

Aufgabenübertragung

(1)  Der Kreis Recklinghausen überträgt seine Vergabezu-
ständigkeit im Sinne von Art. 3 Abs. 1 VO 1370/2007 
und § 3 Abs. 2 ÖPNVG NRW für die in der Präambel 
aufgeführten Linienabschnitte von Linienverkehren ge-
mäß § 2 Abs. 1 Nr. 3 i. V. mit § 42 PBefG auf den Kreis 
Borken (§ 23 Abs. 1 Alt. 1 und Abs. 2 Satz 1 GkG). Ne-
ben der Auftragsvergabe für die Betriebsleistung zählt 
hierzu auch die Zuständigkeit für die Sicherstellung 
der Betriebsleistung (vgl. § 2 Abs. 1 des Vertrages). 
Mit übertragen wird demgemäß auch das Recht, zum 
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(2)  Jede Vertragspartei ist frei, einen Schlichtungsvor-
schlag abzulehnen und den Rechtsweg zu beschreiten.

§ 8

Schlussbestimmungen

(1)  Diese Vereinbarung unterliegt dem Recht der Bundes-
republik Deutschland.

(2)  Mündliche Nebenabreden zu dieser Vereinbarung be-
stehen nicht. Änderungen und Ergänzungen dieser 
Vereinbarung bedürfen gemäß § 24 Abs. 1 GkG der 
Schriftform.

(3)  Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung 
unwirksam oder undurchführbar sein oder werden, so 
wird die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen der 
Vereinbarung hiervon nicht berührt. An die Stelle der 
unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung tritt 
eine Regelung, die dem wirtschaftlichen Zweck der 
unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung so 
nahe wie möglich kommt. Gleiches gilt für den Fall, 
dass die Parteien nachträglich feststellen, dass die Ver-
einbarung lückenhaft ist. Zum wirtschaftlichen Zweck 
gehören auch verkehrliche Ziele.

Kreis Borken Kreis Recklinghausen 
Borken, den   Recklinghausen, den

______________________   _________________________

Dr. Kai Zwicker  Cay Süberkrüb 
Landrat Landrat    

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2019 S. 194-195

132   Genehmigung einer öffentlich-rechtlichen Verein-
barung zwischen der Stadt Münster und den Krei-
sen Borken, Coesfeld, Steinfurt und Warendorf

Die nachfolgende öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwi-
schen der Stadt Münster und den Kreisen Borken, Coesfeld, 
Steinfurt und Warendorf zur Delegation von Verkehrsleis-
tungen habe ich mit Verfügung vom heutigen Tage gemäß 
§ 24 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes über die kommunale Ge-
meinschaftsarbeit (GkG NRW) genehmigt.

Die Vereinbarung und meine Genehmigung werden hiermit 
gemäß § 24 Abs. 3 GkG NRW bekannt gemacht. Die Verein-
barung wird am Tag nach der Veröffentlichung im Amtsblatt 
für den Regierungsbezirk Münster wirksam.

Münster, den 17. Juni 2019 Bezirksregierung Münster 
 Az.: 31.1.25-091/2019.0001
 Im Auftrag 
 gez. Wellmann

Öffentlich-rechtliche Vereinbarung

zwischen

der Stadt Münster

und

den Kreisen Borken, Coesfeld, Steinfurt und Warendorf

- nachfolgend „Kreise“ genannt -

gemeinsam bezeichnet als „die Vertragsparteien“

§ 11 a ÖPNVG NRW und die Förderung des SozialTi-
ckets auf den Verkehrsverbund Rhein-Ruhr übertragen 
hat, der diese Aufgabe in eigener Zuständigkeit wahr-
nimmt. Die Vertragsparteien sind bereit, diese Finanzie-
rungszuständigkeit zu überprüfen, wenn Sachverhalte 
eintreten, die die Sachgerechtigkeit oder Angemessen-
heit des Status quo in Zweifel ziehen.

§ 4

Verfahrenskosten

Die Verwaltungs- sowie Verfahrenskosten für die Durchfüh-
rung der übernommenen Aufgabe (Eigenkosten sowie ggf. 
Kosten externer Berater) einschließlich der Kosten etwaiger 
Rechtsschutzverfahren trägt vorbehaltlich der Regelung in § 
5 der Kreis Borken.

§ 5

Haftung für Schadensersatz- und Kostenerstattungs-
ansprüche

Der Kreis Borken übernimmt mit der übertragenen Aufgabe 
alle bei deren Wahrnehmung ggf. eintretenden Schadenser-
satz- oder Kostenerstattungspflichten gegenüber Dritten und 
stellt den Kreis Recklinghausen insoweit von jeder Haftung 
frei. Dies gilt auch für mögliche Kosten eines etwaigen 
Nachprüfungsverfahrens bzw. sonstigen Rechtsschutzver-
fahrens in allen Instanzen und ebenso für berechtigte An-
sprüche Dritter.

§ 6

Laufzeit und Kündigung

(1)  Die Vereinbarung bedarf der Genehmigung der Auf-
sichtsbehörde. Der Kreis Borken wird diese Genehmi-
gung zugleich im Namen des Kreises Recklinghausen 
beantragen.

(2)  Die Vereinbarung tritt am Tage nach der Bekanntma-
chung im Amtsblatt der Bezirksregierung Münster in 
Kraft.

(3)  Die Vereinbarung hat eine Laufzeit bis zum 31.12.2030. 
Sie endet vorzeitig, wenn der öffentliche Dienstleis-
tungsauftrag, in den die Linienabschnitte gemäß der 
Präambel einbezogenen sind, nicht erteilt wird, insbe-
sondere im Fall einer erfolgreichen eigenwirtschaftli-
chen Antragstellung, wenn der öffentliche Dienstleis-
tungsauftrag, in den die Linienabschnitte gemäß der 
Präambel einbezogenen sind, vorzeitig endet oder die 
Verkehre auf den Linienabschnitten ersatzlos und end-
gültig eingestellt werden, jeweils zum Endschaftszeit-
punkt.

(4)  Diese Vereinbarung kann aus wichtigem Grund gekün-
digt werden. Die Kündigung bedarf zu ihrer Wirksam-
keit der Schriftform. Sie ist der zuständigen Behörde 
anzuzeigen.

(5)  Ändern sich die dieser öffentlich-rechtlichen Vereinba-
rung zugrundeliegenden Verhältnisse, kann jede Partei 
verlangen, über eine Anpassung zu verhandeln.

§ 7

Streitschlichtung

(1)  Im Falle von Streitigkeiten bei der Auslegung oder An-
wendung dieser Vereinbarung werden die Vertragspar-
teien die Aufsichtsbehörde um eine Schlichtung und 
ggf. einen Schlichtungsvorschlag bitten.
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(3)  Änderungen des verkehrlichen Leistungsangebots 
während der Laufzeit dieser Vereinbarung sind mit der 
Stadt unter Beachtung der Kooperation gemäß Absatz 
2 abzustimmen. Die Abstimmung kann im Zuge einer 
Fortschreibung des NVP erfolgen. Eine Änderung des 
Fahrplantaktes oder der Fahrtenhäufigkeit bedarf des 
Einvernehmens zwischen den Vertragsparteien. Vor ei-
ner Änderung in diesem Sinne sind die RVM und die 
Stadtwerke Münster GmbH anzuhören.

§ 3 

Finanzierung

(1)  Für die Sicherstellung der Verkehrsleistungen auf den 
Linienabschnitten gemäß Anlage wird den Kreisen von 
der Stadt Münster kein unmittelbarer Kostenausgleich 
gewährt. Für den wirtschaftlichen Ausgleich werden 
die zwischen der RVM und der Stadtwerke Münster 
GmbH geltenden und zwischen den Vertragsparteien 
für angemessen erachteten Regelungen fortgesetzt. 
Im Falle der Beendigung oder gravierenden Änderung 
dieser Regelung werden sich die Vertragsparteien auf 
einen angemessenen Ausgleich verständigen.

(2)  Für die Weiterleitung der Ausbildungsverkehr-Pau-
schale gemäß § 11a ÖPNVG und der ÖPNV-Pauschale 
gemäß § 11 Abs. 2 ÖPNVG für die Linienabschnitte 
gemäß Anlage bleibt es bei der Zuständigkeit der Stadt 
Münster. Die Vertragsparteien sind bereit, diese Finan-
zierungszuständigkeit zu überprüfen, wenn Sachverhal-
te eintreten, die die Sachgerechtigkeit oder Angemes-
senheit des Status quo in Zweifel ziehen.

§ 4 

Verfahrenskosten

Die Verwaltungs- sowie Verfahrenskosten für die Durchfüh-
rung der übernommenen Aufgabe (Eigenkosten sowie ggf. 
Kosten externer Berater) einschließlich der Kosten etwaiger 
Rechtsschutzverfahren tragen vorbehaltlich der Regelung in 
§ 5 die Kreise.

§ 5 

Haftung für Schadensersatz- und Kostenerstattungs-
ansprüche

Die Kreise übernehmen mit der übertragenen Aufgabe alle 
bei deren Wahrnehmung ggf. eintretenden Schadensersatz- 
oder Kostenerstattungspflichten gegenüber Dritten und 
stellen die Stadt Münster insoweit von jeder Haftung frei. 
Dies gilt auch für mögliche Kosten eines etwaigen Nach-
prüfungsverfahrens bzw. sonstigen Rechtsschutzverfahrens 
in allen Instanzen und ebenso für berechtigte Ansprüche 
Dritter.

§ 6 

Wirksamwerden und Laufzeit

(1)  Diese Vereinbarung bedarf der Genehmigung der Auf-
sichtsbehörde. Der Kreis Borken wird diese Genehmi-
gung zugleich im Namen der Stadt Münster und der 
Kreise beantragen.

(2)  Diese Vereinbarung tritt am Tag nach der Bekanntma-
chung im Veröffentlichungsblatt der Aufsichtsbehörde 
in Kraft.

(3)  Die Vereinbarung hat eine Laufzeit bis zum 31.12.2030. 
Sie endet vorzeitig, wenn der öffentliche Dienstleis-
tungsauftrag nicht erteilt wird, insbesondere im Fall 

Präambel

Die Stadt Münster und die Kreise sind als öffentliche Aufga-
benträger gemäß § 3 Abs. 1 ÖPNVG NRW für die Planung, 
Organisation und Ausgestaltung des ÖPNV innerhalb ihrer 
Gebietsgrenzen zuständig. Sie sind in ihrem Wirkungskreis 
„zuständige Behörden“ im Sinne der VO 1370/2007. Die 
Kreise beabsichtigen eine gemeinsame Direktvergabe öf-
fentlicher Personenverkehrsdienste an die Regionalverkehr 
Münsterland GmbH (RVM) als interner Betreiber gemäß 
Art. 5 Abs. 2 VO 1370/2007 oder eine Inhousevergabe ge-
mäß § 108 GWB an denselben Betreiber. Diese soll Linien-
abschnitte umfassen, die auf dem Gebiet der Stadt Münster 
liegen. Die Vertragsparteien sind sich einig, dass diese Lini-
enabschnitte in die Vergabe der Kreise einbezogen werden 
sollen, weil sie ihren Bedienungsschwerpunkt jeweils auf 
dem Gebiet eines Kreises oder mehrerer Kreise haben. Hier-
zu vereinbaren sie die Übertragung der Vergabezuständig-
keit im Sinne von § 23 Abs. 1 Alt. 1 GkG. Die Vereinbarung 
setzt voraus, dass die Vergabeabsicht der Kreise umgesetzt 
wird.

§ 1 

Aufgabenübertragung der Aufgabenträgerschaft

(1)  Die Stadt Münster überträgt ihre Vergabezuständigkeit 
im Sinne von Art. 3 Abs. 1 VO 1370/2007 und § 3 Abs. 
2 ÖPNVG NRW für die in der Anlage aufgeführten Li-
nienabschnitte von Linienverkehren gemäß § 2 Abs. 1 
Nr. 3 i. V. mit § 42 PBefG auf die Kreise (§ 23 Abs. 1 
Alt. 1 und Abs. 2 Satz 1 GkG), und zwar jeweils auf 
einen Kreis nach dem Belegenheitsprinzip der ausbre-
chenden Linie, wie in der Anlage 1 vermerkt. Mit über-
tragen wird demgemäß auch das Recht, zum Schutz der 
auf diesen Linienabschnitten erbrachten Verkehrsleis-
tungen ein ausschließliches Recht gemäß § 8a Abs. 8 
PBefG zu gewähren. Der Inhalt der Ausschließlichkeit 
ist zwischen den Vertragsparteien verbindlich abzu-
stimmen, insbesondere zur Vermeidung einer Kollisi-
on mit Verkehrsleistungen, die im Interesse der Stadt 
Münster erbracht werden oder künftig erbracht werden 
sollen.

(2)  Die Kreise nehmen die Übertragung, jeder für sich, 
an. Sie werden die Linienabschnitte gemäß Anlage ge-
meinsam in ihre Direktvergabe oder Inhousevergabe 
mit Wirkung zum 01.01.2021 (Betriebsaufnahme) und 
einer Laufzeit von zehn Jahren einbeziehen und das 
Leistungsangebot gemäß § 2 Abs. 1 sicherstellen.

§ 2 

Abstimmung des Leistungsangebots

(1)  Für das verkehrliche Leistungsangebot auf den Lini-
enabschnitten gemäß Anlage gelten im Zeitpunkt der 
Betriebsaufnahme die in den NVP der Stadt Münster 
und der Kreise getroffenen Festlegungen für die Linien-
führung, Haltestellenlage und das Fahrplanangebot und 
ggf. Qualitätsvorgaben, insbesondere hinsichtlich der 
einzusetzenden Busse. Die Kreise werden diese Vorga-
ben in die Anforderungen der Vorabbekanntmachung 
und den zu vergebenden öffentlichen Dienstleistungs-
auftrag übernehmen.

(2)  Sofern Linienabschnitte gemäß Anlage in die Koope-
ration zwischen der RVM und der Stadtwerke Münster 
GmbH einbezogen sind, gehen die Vertragsparteien von 
einer Fortsetzung dieser Kooperation aus und wirken 
darauf hin.
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Kreis Steinfurt 
Steinfurt, den  _______________

.......................................................

Dr. Klaus Effing 
Landrat

Kreis Warendorf 
Warendorf, den ______________

.......................................................

Dr. Olaf Gericke 
Landrat

Stadt Münster 
Münster, den ________________

.......................................................

Markus Lewe 
Oberbürgermeister

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2019 S. 195-199

einer eigenwirtschaftlichen Antragstellung, wenn der 
öffentliche Dienstleistungsauftrag, in den die Linien-
abschnitte gemäß Anlage einbezogenen sind, vorzeitig 
endet oder die Verkehre auf den Linienabschnitten er-
satzlos und endgültig eingestellt werden, jeweils zum 
Endschaftszeitpunkt.

§ 7 

Streitschlichtung

(1)  Im Falle von Streitigkeiten bei der Auslegung oder An-
wendung dieser Vereinbarung werden die Vertragspar-
teien die Aufsichtsbehörde um eine Schlichtung und 
ggf. einen Schlichtungsvorschlag bitten.

(2)  Jede Vertragspartei ist frei, einen Schlichtungsvor-
schlag abzulehnen und den Rechtsweg zu beschreiten.

§ 8 

Schlussbestimmungen

(1)  Diese Vereinbarung unterliegt dem Recht der Bundes-
republik Deutschland.

(2)  Mündliche Nebenabreden zu dieser Vereinbarung be-
stehen nicht. Änderungen und Ergänzungen dieser 
Vereinbarung bedürfen gemäß § 24 Abs. 1 GkG der 
Schriftform.

(3)  Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung 
unwirksam oder undurchführbar sein oder werden, so 
wird die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen der 
Vereinbarung hiervon nicht berührt. An die Stelle der 
unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung tritt 
eine Regelung, die dem wirtschaftlichen Zweck der 
unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung so 
nahe wie möglich kommt. Gleiches gilt für den Fall, 
dass die Parteien nachträglich feststellen, dass die Ver-
einbarung lückenhaft ist. Zum wirtschaftlichen Zweck 
gehören auch verkehrliche Ziele.

Folgende Anlagen sind Bestandteil dieser Vereinbarung:

Anlage: Übertragene Linienabschnitte

Kreis Borken 
Borken, den  ________________

.......................................................

Dr. Kai Zwicker 
Landrat

Kreis Coesfeld 
Coesfeld, den  _______________

.......................................................

Dr. Christian Schulze Pellengahr 
Landrat



Amtsblatt für den Regierungsbezirk Münster198



Amtsblatt für den Regierungsbezirk Münster 199



Amtsblatt für den Regierungsbezirk Münster200

Gemäß den Bestimmungen des BImSchG und der 4. Ver-
ordnung zur Durchführung des BImSchG (Verordnung über 
genehmigungsbedürftige Anlagen) bedarf das beantragte 
Vorhaben einer Genehmigung nach diesen Vorschriften.

Das beantragte Vorhaben wird hiermit gemäß § 10 BIm-
SchG bekannt gemacht. Die Veröffentlichung erfolgt zeit-
gleich auf der Internetseite der Bezirksregierung Münster 
www.brms.nrw.de/go/verfahren und des Amtsblattes der 
Bezirksregierung Münster.

Der Genehmigungsantrag und die dazugehörigen Unterla-
gen liegen nach der Bekanntmachung einen Monat, vom 
01.07.2019 bis einschließlich 31.07.2019, während der 
Dienststunden zur Einsicht bei folgenden Behörden aus:

Gemeinde Ladbergen, Jahnstraße 5 in 49549 Ladbergen, 
Zimmer 1.13 

Bezirksregierung Münster, Albrecht-Thaer-Straße 9 in 
48147 Münster, Dezernat 52, Büro N 4019

Etwaige Einwendungen gegen das Vorhaben können vom 
01.07.2019 bis einschließlich 30.08.2019 bei den vorge-
nannten Behörden schriftlich oder elektronisch (E-Mail 
gemäß § 3a (1) VwVfG NRW an: poststelle@brms-nrw.
de-mail.de oder poststelle@brms.sec.nrw.de) vorgebracht 
werden. Mit Ablauf dieser Frist sind für das Genehmigungs-
verfahren alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf 
besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. Dies gilt nicht 
für ein sich anschließendes Gerichtsverfahren.

Die Einwendungen sollen die volle leserliche Anschrift (in 
Blockschrift) des Einwenders/ der Einwenderin tragen. Es 
wird darauf hingewiesen, dass die Einwendungsschreiben 
an die Antragstellerin sowie den beteiligten Behörden zur 
Stellungnahme weitergegeben werden. Auf Verlangen der 
jeweiligen Einwender/Innen wird deren Namen und An-
schrift unkenntlich gemacht, soweit diese Angaben nicht zur 
Beurteilung des Inhaltes der Einwendung oder Stellungnah-
me erforderlich sind.

Fristgerecht erhobene Einwendungen werden, soweit dies 
auf Grund einer Ermessensentscheidung der Genehmi-
gungsbehörde gemäß § 16 der 9. BImSchV für die Prü-
fung der Genehmigungsvoraussetzungen gemäß § 6 BIm-
SchG von Bedeutung ist, in einem Erörterungstermin, am 
25.09.2019 um 10.00 Uhr, im Rathaus der Gemeinde Lad-
bergen, im Besprechungszimmer im EG, Jahnstraße 5 in 
49549 Ladbergen, erörtert. Soweit die Erörterung an dem 
angegebenen Tag nicht abgeschlossen wird, ist die Fortfüh-
rung an den darauffolgenden Werktagen vorgesehen.

Es wird darauf hingewiesen, dass es im Ermessen der Ge-
nehmigungsbehörde liegt, ob der Erörterungstermin durch-
geführt wird. Die Erörterung der fristgerecht erhobenen 
Einwendungen findet, sofern der Termin anberaumt wird, 
auch bei Ausbleiben des Antragstellers oder der Personen, 
die Einwendungen erhoben haben, statt.

Der Erörterungstermin ist öffentlich. Ein Recht zur Teilnah-
me haben neben den Vertretern der beteiligten Behörden die 
Antragstellerin, deren Bevollmächtigte und diejenigen, die 
rechtzeitig Einwendungen erhoben haben. Sonstige Perso-
nen können als Zuhörer am Termin teilnehmen, sofern ge-
nügend freie Plätze zur Verfügung stehen. Eine Abschrift 
der Niederschrift über den Verlauf und des Ergebnisses des 
Erörterungstermins wird dem Antragsteller übersandt, auf 
Antrag auch dem Einwendenden. Die Zustellungen können 
durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden.

Kosten, die durch die Einsichtnahme in den Antragsunterla-
gen und die Teilnahme an dem Erörterungstermin entstehen, 
können nicht erstattet werden.

Im Auftrag 
 gez. Lisa Göcking
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133  Öffentliche Belobigung
Dezernat 21 Münster, 19.06.2019 
21.06.01.04   

Der Ministerpräsident des Landes Nordrhein-Westfalen, 
Herr Armin Laschet hat Lucia de Oliveira Lopes aus Greven  
für ihre am 04.10.2018 vollbrachte Rettungstat im Namen 
der Landesregierung eine öffentliche Belobigung ausge-
sprochen.

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2019 S. 200

134  Öffentliche Zustellung gemäß § 10 des Verwal-
tungszustellungsgesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz - LZG 
NRW) vom 07.03.2006 (GV. NRW. S. 94)

Für 
Herrn  
Zuhair Meshrqi

Letzte hier bekannte Anschrift: 
Kalk-Mülheimer Str. 55 
51103 Köln

kann ein Schriftstück des Dezernates 27 der Bezirksregie-
rung Münster vom 05. Juni 2019 - 27.1.2.13-44S0-612874-
3 - nicht zugestellt werden, da der tatsächliche Aufenthalts-
ort unbekannt ist.

Er wird hiermit aufgefordert, das Schriftstück an folgender 
Adresse unverzüglich abzuholen.

Anschrift: 
Bezirksregierung Münster 
Dezernat 27 
Albrecht-Thaer-Str. 9 
- Raum N 3098 - 
48147 Münster

Hinweis:
Gemäß § 10 Absatz 2 Satz 7 LZG NRW gilt das Schrift-
stück als zugestellt, wenn seit dem Tag des Aushangs dieser 
Benachrichtigung zwei Wochen vergangen sind. Es wird 
darauf hingewiesen, dass mit dieser Zustellung des Schrift-
stücks durch öffentliche Bekanntmachung Fristen in Gang 
gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen.

Münster, den 14.06.2019 Bezirksregierung Münster 
 Dezernat 27 
 Im Auftrag 
 gez. Scholz
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135  Bekanntmachung gemäß § 10 des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes (BImSchG)

Bezirksregierung Münster Münster, den 18.06.2019 
52-500-0856260/0017.V  Domplatz 1 – 3, 48147 Münster 

dez52@brms.nrw.de

Die Oelrich Hafen und Schifffahrt GmbH & Co. KG hat die 
Änderungsgenehmigung zur wesentlichen Änderung des 
gemäß Bundes-Immissionsschutzgesetz genehmigten (Ha-
fenbetrieb) in 49549 Ladbergen, Saerbecker Straße 42 mit 
dem Standort der Anlage am Kanalhafen Westladbergen, 
Am Kanal 31 in 49549 Ladbergen, (Gemarkung Ladbergen, 
Flur 42, Flurstücke 62, 64, 65, 66, 68, 70, 71, 72, 73, 74, 
174, 175, 176, 177, 92) beantragt.

Gegenstand des Antrages sind die Zwischenlagerung und 
der Umschlag von kohlenteerhaltigen Bitumengemischen 
mit den Abfallschlüsselnummern 17 03 01* (kohlenteerhal-
tige Bitumengemische) und 17 03 03* (Kohlenteer und teer-
haltige Produkte) gemäß der Abfallverzeichnisverordnung.

Die Anlage soll nach Genehmigung geändert und betrieben 
werden.
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C: Rechtsvorschriften und Bekanntmachungen anderer Behörden und Dienststellen

136  Bekanntmachung der Feststellung des Jahresab-
schlusses 2017 der eigenbetriebsähnlichen Ein-
richtung RVR Ruhr Grün des Regionalverban-
des Ruhr

Gemäß § 26 Abs. 4 der Eigenbetriebsverordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung von Art. 16 Ges. 
vom 16.11.2004 (GV. NRW. S.644 ber. 2005 S. 15) wird die 
Feststellung des Jahresabschlusses der eigenbetriebsähnli-
chen Einrichtung RVR Ruhr Grün für das Wirtschaftsjahr 
2017 wie folgt bekannt gemacht:

1. Feststellung durch die Verbandsversammlung
Die Verbandsversammlung hat in der Sitzung am 29. 
März 2019 den Lagebericht und den Jahresabschluss zum 
31.12.2017 der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung RVR 
Ruhr Grün

 - mit einer Bilanzsumme von 23.978.986,49 €

 - mit einem Eigenkapital von 6.937.054,85 €

 -  mit einem Verlustausgleich von 8.896.855,54 € 
durch den Regionalverband Ruhr

 -  mit einem Zuschuss in das eigene Vermögen RVR 
Ruhr Grün von 289.655,60 €

 - und einem Jahresüberschuss von 1.030.562 €

analog § 97 (2) i.V.m. § 96 (1) Gemeindeordnung NRW und 
gem. § 26 (2) Eigenbetriebsverordnung NRW festgestellt.

Die Verbandsversammlung beschließt gem. § 96 (1) GO 
NRW und § 26 (3) EigVO NRW den Jahresüberschuss von 
1.030.562 € 2017 der Ausgleichsrücklage (davon 339.646,90 
€ der forstlichen Ausgleichsrücklage) zuzuführen.

Dem Betriebsausschuss wird gem. § 4 EigVO NRW durch 
die Verbandsversammlung Entlastung erteilt.

2. Abschließender Vermerk der Gemeindeprüfungsan-
stalt Nordrhein-Westfalen:

Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW in der bis 31. De-
zember 2018 gültigen Fassung i.V.m. Artikel 10 Abs. 1 des 2. 
NKFWG NRW gesetzliche Abschlussprüferin des Betriebes 
RVR Ruhr Grün. Zur Durchführung der Jahresabschlussprü-
fung zum 31.12.2017 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft Märkische Revision GmbH, Essen bedient.

Diese hat mit Datum vom 07.01.2019 den nachfolgend dar-
gestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt.

”Wir haben den Jahresabschluss für das Haushaltsjahr 2017 
nach der Gemeindeordnung NRW und der Gemeindehaus-
haltsverordnung NRW - bestehend aus Bilanz, Ergebnis-
rechnung, Finanzrechnung, Teilrechnungen sowie Anhang 
- unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht 
der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung RVR Ruhr Grün, 
Essen, für das zum 31. Dezember 2017 endete Haushalts-
jahr geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung von 
Jahresabschluss und Lagebericht nach den Vorschriften der 
Gemeindeordnung NRW und der Gemeindehaushaltsver-
ordnung NRW sowie den ergänzenden Regelungen der Sat-
zung liegen in der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter 
der Einrichtung. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage 
der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über 
den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung 
und über den Lagebericht abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB 
und § 106 GO NRW unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsät-
ze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Da-

nach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass 
Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung 
des durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermö-
gens-, Schulden-, Finanz- und Ertragslage wesentlich aus-
wirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei 
der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kennt-
nisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaft-
liche und rechtliche Umfeld der eigenbetriebsähnlichen 
Einrichtung sowie die Erwartungen über mögliche Fehler 
berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirk-
samkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontroll-
systems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, 
Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis 
von Stichproben beurteilt.

Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bi-
lanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzung 
der Betriebsleitung sowie die Würdigung der Gesamtdar-
stellung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes. Wir 
sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend 
sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung ge-
wonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss den 
gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmun-
gen der Satzung und vermittelt unter Beachtung der Grund-
sätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung RVR 
Ruhr Grün, Essen. Der Lagebericht steht in Einklang mit 
dem Jahresabschluss, entspricht den gesetzlichen Vorschrif-
ten, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 
der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung und stellt die Chan-
cen und Risiken der künftigen Entwicklung zutreffend dar.“

Die gpaNRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft Märkische Revision GmbH ausgewertet 
und eine Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie 
kommt dabei zu folgendem Ergebnis:

Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird 
vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 der 
Verordnung über die Durchführung der Jahresabschlussprü-
fung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrich-
tungen (JAP DVO) ist aus Sicht der gpaNRW nicht erfor-
derlich.

Herne, den 17.05.2019

GPA NRW

Im Auftrag

Thomas Siegert

_________________________

Der Jahresabschluss und der Lagebericht für das Wirt-
schaftsjahr 2017 werden bis zur Feststellung des folgen-
den Jahresabschlusses im Gebäude des Regionalverbandes 
Ruhr, Kronprinzenstraße 6, 45128 Essen, Zimmer Nr. 454, 
während der Dienststunden zur Einsichtnahme verfügbar 
gehalten.

Essen, den 28. Mai 2019

Thomas Kämmerling

Betriebsleiter
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